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Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) ist als Dachverband der 27 regionalen 
deutschen Rechtsanwaltskammern und der Rechtsanwaltskammer beim BGH die 
gesetzliche Vertretung der ca. 157.000 in Deutschland zugelassenen Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte. Sie tritt für die wirtschaftlichen und rechtlichen Be-
lange der Anwaltschaft ein. 

Zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Klimagerechten Stadtentwick-
lung in den Gemeinden nimmt die BRAK wie folgt Stellung: 

 

1. Vorbemerkung 

Die BRAK hat zur Kenntnis genommen, dass der energie- und klimapoliti-
sche Teil der geplanten Bauplanungsrechtsnovelle vorgezogen wurde. Die 
Novelle sollte nach dem Koalitionsvertrag auch eine Überprüfung und Über-
arbeitung des Baugesetzbuches (BauGB) und der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt des Vorrangs der 
Innenentwicklung vornehmen. Diese Aspekte werden noch nicht behandelt. 
Aufgrund der Kurzfristigkeit der Vorlagen und des geplanten raschen Ab-
schlusses des Gesetzgebungsverfahrens konzentriert sich die folgende Stel-
lungnahme auf aus Sicht der BRAK wesentliche Punkte. 

2. Fehlende Bestimmtheit des Begriffes „klimagerechte Stadtentwicklung“ 

Grundsätzlich erkennt die BRAK an, dass der Gesetzgeber auch klimapoliti-
sche Ziele als städtebauliche Ziele bestimmen kann. Erforderlich erscheint 
aber ein Anknüpfungspunkt an die örtliche Planung einschließlich der örtli-
chen Energieversorgung oder an die örtliche Bausubstanz.  

Auch wenn im § 1a Abs. 5 legal definiert werden soll, was „klimagerechte 
Stadtentwicklung“ ist, nämlich „sowohl […] Maßnahmen, die dem Klimawan-
del entgegenwirken als auch […] solche, die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen“, erscheint dies nicht konkret und konkretisierbar genug zu 
sein, um ggf. weitreichende Einschränkungen des Eigentums zu rechtferti-
gen. Denn mit den weiteren Legaldefinitionen in § 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
und § 171 a Abs. 3 Satz 2 werden Entwicklungen, die den Erfordernissen der 
klimagerechten Stadtentwicklung nicht entsprechen, als „städtebauliche 
Missstände“ bzw. „erheblicher städtebaulicher Funktionsverlust“ definiert. Die 
Feststellung eines Widerspruchs zur „klimagerechten Stadtentwicklung“ er-
mächtigt also, Sanierungsgebiete und Stadtumbaugebiete festzulegen. Diese 
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haben weitreichende verfahrensrechtliche wie inhaltliche, die Eigentumsfrei-
heit einschränkende Folgen für die jeweiligen Grundstückseigentümer in die-
sem Bereich. Es ist nicht ersichtlich, dass die möglichen Einschränkungen 
des Einzelnen zugunsten nicht ausreichend genau definierter Maßnahmen 
des Klimaschutzes in der verfassungsrechtlich gebotenen konkreten Betrach-
tung hinsichtlich der einzelnen Vorschriften überhaupt gesehen und in ihrer 
Wirkung abgewogen worden sind. 

3. Regelungstechnik 

Die §§ 248, 249 des Änderungsvorschlages sollen verschiedene Regelungen 
mit Blick auf energetische Sanierungsmaßnahmen entsprechend der Ener-
gieeinsparverordnung und das Repowering zusammenfassen. Tatsächlich 
wird hiermit jedoch in ganz verschiedene Regelungsinstrumente und Rege-
lungsbereiche des BauGB eingegriffen. Es wird dringend vorgeschlagen, die 
Vorgaben im jeweiligen Regelungszusammenhang konkret und abgestimmt 
auf die bisher bestehenden Bestimmungen zu regeln. 

3.1 § 248 Satz 1 

Die Regelung stellt eine Ergänzung der Maßgaben für Abweichungen in § 31 
Abs. 1 BauGB dar und sollte, angepasst an Regelungsinhalt und -systematik 
des § 31 BauGB dort geregelt werden.  

3.2 § 248 Satz 2  

Die Regelung in § 248 Satz 2 stellt eine Abweichung von den Grundsätzen 
des § 34 Abs. 1 und 2 BauGB dar und ist damit vergleichbar mit der Rege-
lung des § 34 Abs. 3a BauGB. Die Regelung sollte an den Regelungszu-
sammenhang des § 34 Abs. 1 und 2 einerseits und Abs. 3a andererseits an-
gepasst und in diesen Zusammenhang aufgenommen werden (z. B. als § 34 
Abs. 3b). 

3.3 § 249 Absatz 1 BauGB 

Aus Sicht der BRAK stellt der Vorschlag des § 249 Abs 1 eher einer „Ausle-
gungsregelung“ als eine „Regelung“ dar. Ausweislich der Gesetzesbegrün-
dung soll hiermit auf „Unsicherheiten in der Praxis“ reagiert werden. Der An-
wendungsbereich und die Regelungsnotwendigkeit sind jedoch nicht gleich 
erkennbar: 
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Es erscheint nicht möglich, dass durch eine gesetzliche Regelung bereits be-
stehende Unsicherheiten für bereits wirksame Flächennutzungspläne besei-
tigt werden. Ob einem zurzeit geltenden Flächennutzungsplan die Rechtswir-
kung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zukommt oder nicht, ist mit Blick auf den 
Zeitpunkt des Beschlusses über den Flächennutzungsplan zu entscheiden. 
Wenn insoweit „Fehler“ festgestellt werden können, so dass die eigentums-
beschränkende Wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zurzeit nicht gege-
ben ist, kann dies durch eine nachgeschobene gesetzliche Regelung nicht 
geändert werden, also quasi eine gesetzliche „Amnestie“ und „Bonus“ für die 
Darstellung zusätzlicher Flächen für die Nutzung von Windenergie gewährt 
werden. Weiter muss gelten, dass auch den Darstellungen in zukünftigen 
Flächennutzungsplänen, auch wenn sie der Erweiterung der Flächen für die 
Nutzung von Windenergie dienen, nur unter den geltenden, in der Recht-
sprechung dargestellten Grundsätzen die Wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB zukommen kann. Es wird nicht gesehen, welchen (typischen und da-
her gesetzgeberisch zu regelnden) Fall die Regelung umfassen soll. Denn 
wenn der Flächennutzungsplan geändert wird, dann doch auf der Grundlage 
neuer Erkenntnisse und auch neuer Rahmenbedingungen. Damit kann die 
Abwägung zwischen den betroffenen öffentlichen und privaten Belangen zu 
diesem Zeitpunkt auch zu einem anderen als dem bisherigen Ergebnis füh-
ren. Die Notwendigkeit eines stärkeren Ausbaus der Windenergie kann damit 
rechtfertigendes Element einer neuen Abwägung zugunsten zusätzlicher 
Flächen bzw. stärkerer Ausnutzungen (§ 249 Abs. 1 Satz 2) sein. Die Abwä-
gung muss jedoch nach wie vor insbesondere zum Schutz betroffener entge-
genstehender privater Interessen stattfinden. Der jetzige Regelungsvorschlag 
scheint zu unterstellen, dass die bisherigen Abwägungsbeschlüsse zu ent-
sprechenden Flächennutzungsplandarstellungen mit Rechtswirkungen des § 
35 Abs. 3 Satz 3 grundsätzlich abwägungsfehlerhaft insoweit gewesen sind, 
als sie einem möglichen Interesse an einer Ausweisung zusätzlicher Flächen 
für die Nutzung von Windenergie bisher zu wenig Gewicht zugemessen ha-
ben. Eine pauschale „Heilungsvorschrift“ für Flächennutzungspläne, die 
Rechtswirkungen gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB für sich beanspruchten, 
erscheint weder erforderlich noch mit den möglicherweise durch diese 
Rechtswirkung zurückgesetzten privaten Interessen vereinbar. 

3.4 § 249 Abs. 2 

Die Regelungen in § 249 Abs. 2 Satz 1 und 2 stellen Beispielsregelungen für 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 BauGB dar. Daher empfiehlt die 
BRAK auch hier die Regelung an dieser Stelle. Konsequent könnte an die 
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Formulierungen und Definitionen in § 9 Abs. 2 Satz 1 nach Satz 1 angeknüpft 
werden:  

„Als besonderer Fall für Festsetzungen im Sinne von Satz 1 
Nr. 2 gilt insbesondere die Bedingung, dass die Errichtung neu-
er Windenergieanlagen vom Rückbau bereits errichteter Wind-
energieanlagen innerhalb angemessener Frist abhängig ge-
macht wird.“ 

Nicht verständlich ist bisher die Vorgabe in § 249 Abs. 2 Satz 2, dass die 
Standorte der zurück zu bauenden Windenergieanlagen auch außerhalb des 
Bebauungsplangebietes oder außerhalb des Gemeindegebietes liegen kön-
nen. Es müsste klar gestellt werden, ob dies eine gesetzliche Regelung im 
Zusammenhang mit einer möglicherweise im Bebauungsplan geregelten 
Rückbaubedingung ist oder ob diese Bedingung im Falle einer Regelung 
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ebenfalls in den Bebauungsplan aufgenom-
men werden muss, um Wirksamkeit zu haben. 

Schwer verständlich ist schließlich auch die Regelung in § 249 Abs. 2 Satz 3. 
Sie soll wohl ein Repowering von Windenergieanlagen ermöglichen, die auf 
der Grundlage von § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zugelassen worden sind und 
sich (zwischenzeitlich) außerhalb von Konzentrationsflächen im Sinne von 
§ 35 Abs. 3 Satz 3 befinden. Dieses Ziel erscheint sinnvoll zur Stärkung des 
Repowering. Die Umsetzung wird jedoch kritisch gesehen, weil damit die 
Regelungstechnik des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB insgesamt infrage gestellt, 
zumindest jedoch verwässert wird. Jedenfalls sollte aber eine entsprechende 
Regelung unmittelbar im Zusammenhang mit § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, et-
wa als Satz 4, gefasst werden. Dann wäre die sachliche Begrenzung des 
Anwendungsbereiches klarer darstellbar.  
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Fazit 

Hinsichtlich der aufgezeigten Regelungen sollte geprüft werden, ob die 
„schnelle“ Lösung ohne eine dogmatische Einpassung in die bisherigen Re-
gelungsbereiche des BauGB langfristig tatsächlich Rechtssicherheit und da-
mit eine Unterstützung für die klimagerechte Stadtentwicklung und den weite-
ren und stärkeren Ausbau von Windenergie darstellen kann. 
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